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> Presseinformation

Lehrer:innenverband SchaLL fordert
massive Konsequenzen nach dem Amoklauf 
in einer Schule in Graz mit 11 Toten

Essen, 11.06.2025: Mit großer Bestürzung und tiefer Anteilnahme verfolgt 
SchaLL die schrecklichen Ereignisse an einer Schule im österreichischen Graz. 
Unsere Gedanken sind bei den Opfern, ihren Familien sowie allen Betroffenen 
dieser unfassbaren Gewalttat.

Der Lehrer:innenverband Schutzgemeinschaft angestellter Lehrer und  
Lehrerinnen (SchaLL ) fordert die Schulminister:innen der Länder auf,  
angesichts der dramatischen Ereignisse in Graz endlich mehr für die Sicherheit 
von Schüler:innen und Lehrer:innen an Schulen zu tun und ein modernes  
Alarmierungsmanagement zu installieren.

Aus einer Forsa-Umfrage aus 2022, in der über 1300 Schulleitungen befragt 
wurden, geht hervor, dass Gewalt ein zunehmendes Problem an Schulen ist. 
Eine aussagefähige Statistik seitens der Arbeitgebenden gibt es nicht. Weder die 
Landesregierungen noch die verschiedenen Bezirksregierungen kümmern sich 
adäquat um die Sicherheit und die körperliche Unversehrtheit der Lehrer- und 
Schülerschaft sowie weiterer Mitarbeitender an Schulen.

Prävention und Schutzmaßnahmen an deutschen Schulen

Der Amoklauf macht erneut deutlich, wie wichtig konsequente Präventionsarbeit 
und effektive Schutzmaßnahmen an Schulen sind: SchaLL fordert konsequent:

•	 Die Entwicklung und regelmäßige Aktualisierung von Krisen- und Notfallplä-
nen in enger Abstimmung mit Polizei und Feuerwehr.

•	 Jährliche Übungen für Lehrkräfte zum Verhalten während eines Amok-
alarms, um im Ernstfall handlungssicher zu sein.

•	 Die Nutzung technischer Schutzmaßnahmen wie stille Alarmgeber, ggf.  
Videoüberwachung an neuralgischen Punkten und ggf. Zugangskontrollen.

•	 Die enge Zusammenarbeit mit polizeilichen Beratungsstellen und die Nutzung 
von Leitfäden zur Prävention und zum Umgang mit Amokdrohungen 
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Ein weiteres Thema ist die bauliche Prävention, angefangen von der Kennzeichnung 
der Schulgebäude nach dem Gütersloher Modell bis hin zur Änderung der Schul-
baurichtlinien, um für mehr Sicherheit in Schulen zu sorgen. Die Maßnahmen sind 
individuell auf jede Schule anzupassen. SchaLL betont aber auch, dass es keine 
Patentlösung zur Verhinderung solcher Taten wie jüngst in Graz gibt. Deshalb:

Neben technischen Maßnahmen ist die Förderung eines offenen Schulklimas, in dem 
Warnsignale frühzeitig erkannt und ernst genommen werden, von zentraler Bedeu-
tung. Krisenteams und regelmäßige Schulungen sind hierfür unerlässlich. Weiter ist 
es dringend erforderlich, Lehrpersonen durch verstärkte Fortbildungen in Themen 
wie Social Media, Gaming und Medienkonsum zum Thema Gewalt zu sensibilisieren 
und auch damit präventiv zu agieren.

„Es kann nicht sein, dass funktionierende und bewährte Alarmierungsplattformen 
wie EValarm nicht flächendeckend an allen Schulen installiert werden. Bei einem 
Amoklauf geht es um Sekunden, die das Leben von Schüler:innen und Lehrer:innen 
retten“, so Stefan Nierfeld, Landesvorsitzender von SchaLL.

SchaLL fordert die Landesregierungen und Schulträger auf, Schutzkonzepte flächen-
deckend zu implementieren und kontinuierlich zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 
Die enge Zusammenarbeit zwischen Schulen, Polizei, Jugendhilfe und weiteren 
Akteuren muss neben technischen und organisatorischen Maßnahmen gestärkt 
werden. Nur so kann das Risiko schwerer Gewalttaten an Schulen minimiert werden. 
Es muss alles dafür getan werden, damit Schulen sichere Orte sind – und zwar für 
Schüler-, Lehrer- und Elternschaft.

gez. Stefan Nierfeld			   gez. Rainer Lummer
Landesvositzender			   Pressesprecher
Kontakt 0177 8085454			   Kontakt 05254 64274

Anlage: SchaLL-Information „Gewalt gegen Lehrkräfte“
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    Gewalt gegen Lehrkräfte
                                        MUSS GESTOPPT WERDEN!
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Tragischer Höhepunkt einer fatalen Entwicklung war die Tötung einer  
Kollegin am 10. Januar 2023 durch einen 17-jährigen Schüler im Klassen-
raum eines Berufskollegs in Ibbenbüren.

Bedrohungen, Beleidigungen, körperliche Angriffe auf Lehrkräfte sind 
Straftaten, die konsequent verfolgt werden müssen, auch mithilfe von 
Strafanzeigen durch die Dienststelle.

Gewalt erfahren wir nicht nur an unseren persönlichen Arbeitsplätzen, 
sondern hören wir immer mehr von Kolleg:innen in den verschiedenen 
Personalräten, auf Personalversammlungen und auch durch diverse 
Presse- und Medienberichterstattungen.

> SchaLL.NRW informiert:

Gewalt gegen Lehrkräfte ist nicht ein Sonderfall, sondern leider trauriger 
Alltag in unseren Schulen in NRW.

Gewalt an Schulen ist ein zunehmendes Problem

Aus einer Forsa-Umfrage aus dem Jahr 2022, in der über 
1300 Schulleitungen befragt wurden, geht hervor, dass 
Gewalt ein zunehmendes Problem an Schulen ist. Waren 
es 2018 noch 48 %, die direkte Gewaltvorfälle gegen 
Lehrkräfte bestätigten, so sind es im Jahr 2023 schon  
65 % der befragten Schulleitungen.

Eine aussagefähige Statistik seitens des Arbeitgebers 
gibt es nicht. Mit anderen Worten, weder die Landesre-
gierung NRW noch die verschiedenen Bezirksregierun-
gen kümmern sich adäquat um die Sicherheit und die 
körperliche Unversehrtheit ihrer Mitarbeitenden.

Lehrer:innen werden sich selbst überlassen. Etliche 
Schulleitungen haben kein Interesse daran, deutlich zu 
machen, dass bei ihnen eine Gewaltproblematik existiert. 

Stattdessen verharmlosen und bagatellisieren sie häufig 
Angriffe auf Lehrkräfte, indem sie diese als persönliches 
Problem von einzelnen Lehrer:innen bewerten. Die Folge 
ist, dass die Lehrkräfte mit psychischer und physischer 
Gewalt allein gelassen werden. 

Ein sicherer Ort wird Schule aber nur dann sein, wenn 
die Schulleitungen ihrer Fürsorgepflicht nachkommen, 
Verantwortung übernehmen und den Beschäftigten 
Schutz und Rückendeckung geben. 

Rainer Lummer
Vorstand SchaLL.NRW 
Pressesprecher
lummer@schall.nrw
Telefon 05254 64274



Jede Schule hat einen Notfallordner mit Handlungsan-
weisungen. Die Praxis zeigt jedoch, dass viele Kolleg:in-
nen nicht wissen, wo dieser Ordner zu finden ist und 
somit auch den Inhalt nicht kennen. Weiter zeigt sich, 
dass die Handlungsanweisungen in einem Bedrohungs-
fall an vielen Schulen praxisfern sind.

Es werden keine Möglichkeiten zur Verfügung gestellt, 
um Alarm auszulösen (Notfall-Taster, besser noch 
Alarm-Apps). Es werden keine regelmäßigen Übungen 
für den Bedrohungsfall durchgeführt – im Gegensatz 
zu den halbjährlichen Feuerschutzübungen. 

Es gibt keine Pflicht für die Schulleitung, jegliche Ge-
waltvorfälle an ihren Schulen an die Bezirksregierung 
zu melden.

Es gibt folglich keine Möglichkeit, belastbare Zahlen 
von Gewaltvorfällen an Schulen zu erstellen. Es gibt 
nicht in allen Bezirken die Möglichkeit für Lehrer:innen, 
sich direkt an die Bezirksregierung zu wenden, um 
einen Gewaltvorfall zu melden oder um Unterstützung 
zu erhalten.

Aufgrund all dieser Missstände fordert SchaLL.NRW: 

Für Menschen, die Opfer von Gewalt geworden sind, 
müssen Angebote gemacht werden, die helfen, einen 
Umgang mit der erlebten Gewalt zu finden. Gewalt-
taten können für die persönlich Betroffenen mit weit-
reichenden und lang anhaltenden Folgen und gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen verbunden sein. Ebenso 
können Gewalthandlungen negative Auswirkungen 
auf das Schulklima und damit auf die Schulgesundheit 
haben.

Das bedeutet konkret: 

1.	 Wissenschaftliche Untersuchung zur Gewalt gegen 
Lehrkräfte: Flächendeckende Erhebung von Daten 
zur Gewalt gegen Lehrkräfte von einer unabhängigen 
Institution durch Befragung aller Lehrkräfte in NRW. 

2.	 Jede Gewalttat (körperliche Attacken, Bedrohun-
gen, Beleidigungen) muss von Schulleitungen der 
Schulaufsicht gemeldet werden und bei schweren 
Vergehen zur Anzeige gebracht werden. 

3.	 Bezirksregierungen müssen Gewaltvorfälle  
wöchentlich an das MSB durch eine verbindliche 
Meldekette kundtun: Wie kann es sein, dass der 
Unterrichtsausfall täglich an das MSB gemeldet 
wird, nicht aber Gewaltvorfälle? 

4.	 Personalräte und Dienststellen sollten eine Dienst-
vereinbarung zum Thema Gewalt abschließen, wie 
das die Stadt Dortmund vorbildhaft gemacht hat. 

5.	 Stärkung der Gewaltprävention: 
Schaffung eines Krisenmanagements an jeder 
Schule. Im Schulgesetz § 42 (6) steht: Jede Schule 
erstellt ein Schutzkonzept gegen Gewalt.  

Wer kontrolliert die Umsetzung? Deeskalations-
training und Selbstschutztraining als Fortbildungs-
angebot für Lehrer:innen/Schulträger/Polizei sind 
notwendig. 

6.	 Jede Schule führt alle zwei Jahre einen pädago-
gischen Tag zum Thema Gewalt gegen Lehrkräfte 
durch. 

7.	 Flächendeckende Einführung des Gütersloher 
Modells: 
a) Einheitliches Orientierungssystem für schnelles 
und zielgerichtetes Einschreiten von Einsatz- und 
Rettungskräften 
b) Funktionierende Alarmsysteme ohne Verzug und 
von jeder Stelle digital auslösbar  
(oder auch durch eine Alarm-App) 
c) Verpflichtende Bedrohungsalarmübungen für die 
Handlungssicherheit des Schulpersonals 
d) Ein digitales Bedrohungsfallmanagement an 
allen Schulen (Schulbaurichtlinien) 
e) Aufnahme eines Orientierungssystems in die 
Schulbaurichtlinien 
f) Polizeiliche Beratung zur Erhöhung der  
Sicherheit durch zusätzliche Maßnahmen  
(Ministerium für Schule und Bildung/Schulträger) 

8.	 Paderborner Modell: 
„Haus des Jugendrechts“ sollte landesweit ein-
geführt werden: Staatsanwaltschaft, Jugendämter 
und Polizei arbeiten eng zusammen, um jugendliche 
Straftäter zeitnah zu verurteilen. 

9.	 Schaffung einer unabhängigen Beschwerdestelle 
für Lehrer:innen in NRW - Vorbild könnten da die 
Wehrbeauftragten der Bundeswehr sein.
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